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BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt
Änderungsantrag des Jugendhilfeausschusses aus dem Änderungsantrag von Ratsherrn 
Bindert im Jugendhilfeausschuss (DS-Nr. 0939/2017) zum Änderungsantrag des Schul- und 
Bildungsausschusses (DS-Nr. 0831/2017) zur DS-Nr. 0085/2017 (Standortbestimmung und 
Einführung eines Pool-Verfahrens zur Ausstattung von Schulen mit Schulsozialarbeit durch 
den Kommunalen Sozialdienst)

Antrag,

Der Rat der Stadt möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, Kriterien für die 
Auswahl der Schulen zu entwickeln, und den zuständigen Ausschüssen zur Diskussion und 
Entscheidungsfindung vorzulegen, die transparent und nachvollziehbar die Ausstattung mit 
Schulsozialarbeit, unabhängig von Schulform und Ganztagsangebot, zu begründen 
geeignet sind. 

Gleichzeitig möge der Rat die Verwaltung beauftragen, durch die Einführung eines 
Pool-Verfahrens zur Ausstattung von Schulen mit Schulsozialarbeit durch den Kommunalen 
Sozialdienst künftig bedarfsgerecht und flexibel auf die Veränderungen in der 
Schullandschaft, auf Basis der durch die Ausschüsse festgelegten Kriterien, zu reagieren 
und dies entsprechend verständlich und zurückverfolgbar nachzuweisen.

Berücksichtigung von Gender-Aspekten
Beide Geschlechter sind gleichermaßen beteiligt.

Kostentabelle
Es handelt sich um einen Antrag des Jugendhilfeausschusses. Es sind keine 
Kostenangaben gemacht worden.

Begründung des Antrages
Der Antrag resultiert aus dem Änderungsantrag von Ratsherrn Bindert im 
Jugendhilfeausschuss (DS-Nr. 0939/2017 - siehe Anlage 1) zum Änderungsantrag des 
Schul- und Bildungsausschusses aus dem Änderungsantrag der Elternvertreter (DS-Nr. 
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0831/2017 - siehe Anlage 2) zur Drucksache Nr. 0085/2017 "Standortbestimmung und 
Einführung eines Pool-Verfahrens zur Ausstattung von Schulen mit Schulsozialarbeit durch 
den Kommunalen Sozialdienst" (siehe Anlage 3).
Der Antrag, die Schritte gleichzeitig zu beauftragen, dient der Verfahrensbeschleunigung.
Der Änderungsantrag Nr. 0939/2017 wurde mit 12 Ja-Stimmen ohne Gegenstimme bei 3 
Enthaltungen in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 24.04.2017 beschlossen. 
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